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W· 29. Ju i 1987 len, am 

. -; . . . .. _! ._ ,.... ... ~ .... , .. ~ ~ 1 ....... : .' "1'") :.. '.". '., ~ •• ~1..-. . _ •••• <,-'" ~ J. : ; '"" • ~_ ~ ~- : ." _. : ~ r-.-··', 

~.; .. _. --' "D'H~ft~~t~liS"';~~~QHi' tijr'~ I .,,~ .' -~ - , 

-WaRdei, Gewerbe \:lad Iad\:lstrie 

Referat für den gewerblimen Redltssmutz 
A-1014 Wien, Kohlmarkt 8-10 

Zl.90.250/3-GR/87 

An das Bundeskanzleramt 

An das Bundeskanzleramt-Verfassungsdienst 

Telefon 63 36 36-0 
637751-0 

Telex 1-368470EPA 

DVR: 0078018 

ACHT 
Neue Telefo 

(0222) 5 

An das Bundesministerium für auswärtige Angelegenheiten 

An das Bundesministerium für Finanzen Gf."'",:üt 7O 
An Bundesministerium für Umwelt, Jugend und 

-',,,; -. ,.; .I,,"~ das F m1lie ( 

1 
, 

,,/Q . An das Bundesministerium für Inneres , 
.. , 

An das Bundesministerium für Justiz 

1:" An das Bundesministerium für Landesverteidigung . i··,c-.:" ~ .. 
. ... .... 

·8i·SeP. An das Bundesministerium für Land- und Forstwirt ~. ~·C~ 

An das Bundesministerium für öffentliche Wirtschaft und Verkehr 

An das Bundesministerium für öffentliche Wirtschaft und Verkehr, 
Sektion V, Wirtschaftssektion· 

An das Bundesministerium für Arbeit und Soziales 

An das Bundesministerium für Unterricht, Kunst und Sport 

An das Bundesministerium für Wissenschaft und Forschung 

An den Rechnungshof 

An das Präsidium des Nationalrates 

An den Datenschutzrat (Bundeskanzleramt) 

An den Rat für Wissenschaft und Forschung, Bundesministerium für 
Wissenschaft und Forschung 

An die Verbindungsstelle der österreichischen Bundesländer 

An die Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft 

An den Österreichischen Arbeiterkammertag 

An den Österreichischen Gewerkschaftsbund 

An die Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern Österreichs 

An die Vereinigung Österreichischer Industrieller 

An den Obersten Patent- und Markensenat 

An die Bundeskonferenz der Kammern der Freien Berufe Österreichs 

An den Österreichischen Rechtsanwaltskammertag 

An die Rechtsanwaltskammer für Wien, Niederösterreich und Burgenla 

An die Rechtsanwaltskammer für Kärnten 

An die Oberösterreichische Rechtsanwaltskammer 

NG 
nummer 
424 

d 
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• 

An die Rechtsanwaltskammer für Salzburg 

An die Steiermärkische Rechtsanwaltskammer 

An die Rechtsanwaltskammer für Tirol 

An die Rechtsanwaltskammer für Vorarlberg 

An die Österreichische Patentanwaltskammer 

An den Delegiertentag der Österreichischen Notariatskammern 

An die Bundesingenieurkammer 

-2-

An die Österreichische Vereinigung für gewerblichen Rechtsschutz 
und Urheberrecht 

An den Ring der Industrie-Patentingenieure Österreichs 

An die Österreichische Landesgruppe der AIPPI 

An die Österreichische Landesgruppe der Union der europäischen 
Patentanwälte 

An den Österreichischen Patentinhaber- und Erfinderverband 

An den Verein für Konsumenteninformation 

An den ÖsterreichischeriVerband der Markenartikelindustrie 

Betrifft: 

Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Patentgesetz und 
das Markenschutzgesetz geändert werden (Patent- und Marken­
gebühren-Novelle 1987) 

Das Bundesministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten, Refera für 
den gewerblichen Rechtsschutz, beehrt sich, den Entwurf eines Bun esge­
setzes, mit dem das Patentgesetz und das Markenschutzgesetz geänd rt 
werden (Patent- und Markengebühren-Novelle 1987) samt Erläuterung n, 
Vorblatt, Gegenüberstellung und Kostenrechnung zur Stellungnahme u 
übermitteln. 

Eine allfällige Stellungnahme wolle bis spätestens 

21. S e p t e m b e r 1987 
MI :( 'r .;'"'@ii,"1'"·"'''t'Hf '·'iln7'·''' 

übermittelt werden. 

Langt bis zu diesem Zeitpunkt keine Stellungnahme ein, darf Zusti mung 
zum Entwurf angenommen werden. 
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• 

Unter Bezugnahme auf das Rundschreiben des Bundeskanzleramtes-Ver as­
sungsdienst vom 13.5.1976, Zl.600.614/3-VI/2/76, ergeht das Ersuc en, 
25 Ausfertigungen der do. Stellungnahme dem Präsidium des Nationa ra­
tes zu übermitteln und das ho. Bundesministerium zu verständigen. 

Beilagen: 

Entwurf, Erläuterungen, 
Vorblatt, Gegenüberstellung, 
Kostenrechnung 

":.J' 

Für den Bundesminister: 

Dr. Leberl 
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Vorblatt 

Problem: Ausgleich der Inflationsraten von 1984, 1985 und 1986 
.. 

Erhöhung der Gebühren im Patent- und Markenbereich. 

Angleichung der österreichischen Jahresgebühren rUr Pate 

internationale r1aßstäbe. 

Problemlösung: Im Patentbereich werden die Gebühren grundsätzlich um 

10 % erhöht. Die Jahresgebühren flir die ersten 5 J 

der Laufzeit eines Patentes werden Um 10 %, rur d 

Al te rnati ven: 

Kosten: 

6. - 11, Jahr um 30 % und rur das 12. - 15. Jahr um 1 

erhöht. Die Jahresgebühren rUr das 16 - 18 Jahr de • • 
Schutzdauer bleiben unverändert. 

Die Gebühren rur Recherchen und Gutachten bleiben 

innovationsfördernden Gründen gleich. 

Die Markengebühren werden generell um 

Die Kompetenz des Bundes zur Erlassung dieses Gese zes 

ergibt sich aus Art.10 Abs.1 Z.8 B-VG. 

keine 

Die Vo1lziehung dieses Gesetzes erfordert keine Ko ten, 

vielmehr sind f"ur den Bund Mehreinnahnen in der H' e 

von ca. 18~Mio. Schilling zu erwarten. 
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.. 

E r 1 ä u t e run gen 

A) Allgemeines 

Die derzeitigen Gebühren in Patent- und Markensachen stehen seit 984 

in Geltung (Patent- und r4arkengebühren-Novelle 1984, BGBl.Nr. 126 1984). 

Um die Seither gestiegenen Lohn-· und Preiskosten auszugleichen, w 

mi t dem Entwurf die im Patentgesetz und Markenschutzgesetz angefi' 

Gebühren so erhöht, daß insgesamt eine Erhöhung der Einnahnen des 

Patentamtes um ca. 10 % zu erwarten ist. 

Ln Bereich des Patentgesetzes werden die Gebühren grundsätzlich 

10 % erhöht. Bei den Jahresgebühren ftir Patente wird ein~ Staffel g 
"0 

vorgenorrrnen, um die Höhe der einzelnen Jahresgebühren an die :Jah 

gebühren vergleichbarer Länder anzupassen. Diese Vorgangsweise is 

durch die starke internationale Verflechtung des Patentwesens no 

geworden. Im internationalen Vergleich sind die österr. Jahresgeb' ren 

rur die ersten Jahre der Laufzeit auffallend niedrig, während die 

letzten Jahresgebühren relativ hoch sind. 

Aus diesen Erwägungen wurcte auch die Jahresgebühr rur Zusatzpatent 

verdoppelt, da der bisher.rur die gesamte Laufzeit zu entrichtende Be­

trag unangemessen niedrig war. 

Unverändert geblieben sind die Kosten rur die Recherchen und Gutac ten 

des Patentamtes, un sowohl dem einzelnen Erfinder entgegenzul<orrrnen als 

auch weiterhin die innovative Tätigkeit speziell der Klein- und Mittel­

betriebe zu fördern. 

Ln Bereich des Markenschutzgesetzes wurden die Gebühren einheitlic 

um 10 % erhbl1t. 
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B) B e S 0 n der e s 

Zu Art. I (Patentgesetz): 

Zu Z.I: Die Anmeidegebühr, der Druckkostenbeitrag sowie die 1.-5. Jahresbebühr 

wurden um 10 % erhOht, die 6.-13. Jahresgebühr wurde um 30 %, die 14. und 

15. Jahresgeoühr wieder um 10 ~~ erhöht. 

Die 16.-18. Jahresgebühr bl~ibt unverändert. 

Die Jahresgebühr für Zusatzpatente wurde verdoppelt. 

Zu Z.2: 

Die Abänderungsgebühr wurde um 10 % erhöht. 

Zu Z.3: 

Mi tAusnahne der- in der bisherigen Höhe belassenen Gebühren für Re herchen 

und Gutachten wurden die Gebühren um 10 % erhöht. 

Zu Art.II (Markenschutzgesetz) 

Zu Z.1,2 und 3: 

Sämtliche Gebühren wurden um 10 % emöht. 

Zu Art.II!: 

Hier sind die Übergangsbestimmungen enthalten. 

Zu Art. IV: 

Dieser Art. bestirrrnt das Inkrafttreten. Die längere Legisvakanz wurde 

in Entsprechung der Wünsche der beteiligten Wirtschaftskreise 
gK.~ vorgesehen. 

Zu Art. V: 

Art. V enthält die Vollzugsklausel. 
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.~ ... 
... E not w u r f 

Bundesgesetz vom 
Markenschutzgesetz geä~dert werden 

, mit dem das Patentgesetz nd das 

(Patent- und Markengebühren-Nove11e 1987) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Patentgesetz 1970, B~B1.Nr.259, in der Fassung der Bundesgesetze B B1.Nr. 
581/1973, . , 349/1977, ". ",526/1981, .201/1982,·· 126/1984, ., .234/1 84 und 

~ 

382/1986 wird wie folgt geändert: 

1. § 166 Abs.l,3 und 4 lautet: 
§ 166.(1) Für jedes Patent sowie für jedes Zusatzpatent ist gleich eitig mit 

der Anmeldung eine Anmeldegebühr von 700 S zu zahlen". 

N(3) Oie JahresgebUhr beträgt 
für das erste Jahr .............................................. "'. . . . .. 900 S, 

zuzüglich *005 für die sechste und für jede folgende Seite 
der zur Auslegung g.elangenden Beschreibung sowie 4oo~ für 
das dritte und für jedes folgende Blatt der angeschlossenen 
Zeichnungen. 
fUr das zweite Jahr •••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••• 
fUr das dritte Jahr •••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••• 
für das vierte Jahr •••••••••••••••••••••••••••••••••••••• ~ ••••••••••• 
fUr das fUnfte Jahr ••••••••••••••••••••••••••••••••••••• ~ •••••••••••• 
für das sechste. Jahr •••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••• ••••••• 
fUr das siebente Jahr •••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••• 
fUr da~ achte Jahr ••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••• 
fU~ das neunte Jahr •••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••• 
fUr das zehnte Jahr •••• ~ •••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••• 

.. 

qoOS, 
0005, 
,f()oS / 

1 2.oo S, 

1 005, 
;fOOS, 

'1~5/ 
500), 

3005 . / 
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für das elfte Jahr •...•.••••.•.••••...........•.••...••••.•••. , 
für das zwölfte Jahr.......................................... 6.,(00 

für das drei zehnte Jahr....................................... -=t 200 
/ für das vierzehnte Jahr ••.....•..••............•......••.•••••• 10 500 "/ 

für das fünfzehnte Jahr ......•.•.••..... ~ ........•..•••••••••• A3 2 d j 
/ für das sechzehnte Jahr ..••.•..••............•.....••••••..•.• 4~ooo S . / 

für das siebzehnte Jahr •••••••••••••..•..•••.•••.••••••••••••• ~q 000 S 
/ für das achtzehnte Jahr .••••••••••••.•............•..•••..•••• l~ 0005, 

(4) Für Zusatzpatente, die nicht zu selbständigen Patenten erklärt we den 
(§ 28), ist die Jahresgebühr für die gesamte Geltungsdauer.nur einmal u 
entrichten; sie beträgt ~ ooo.s zuzüglich 400S für die sechste und fü 
jede folgende Seite der zur Auslegung gelangenden Beschreibung sowie ooS 
für das dritte und für jedes folgende Blatt der angeschlossenen,Zeichn ngen." 

2. § 167 "läu:;;~t: . _.-;.. 

"§ 167. Für jeden nicht auf Grund einer Aufforderung des Patentamte gestellten 
Antrag des Anmelders auf Abänderung der Beschreibung im Sinn des § 91 st eine 
Gebühr von ~ 005 zu zah 1 en. " 

3. § 168 Abs. 1 . und 6 1autet·: ... · ~ 
H§ 168.(1) Oie Gebühren betragen fUr: 

1. den Einspruch (§ 102) ••••••••••••••••••..•.••••...••••.•••• -=tooS' 
2. die Beschwerde (§ 70) ~m Verfahren 

ohne Gegenpartei....................... •.. • • • . • • • • • • • • • • • • • • 800 S / 
mit Geg~npartei ••••••••••••••••••••.•..••••••••••••••••••• 2400 5/ 

3. jeden vor der Nichtigkeitsabteilung zu verhandelnden 
Antrag ••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••• 

4. die Berufung (§ 138) .••••••••••••...........•••••••••••..•. 
5. a) ~en Antrag auf Eintragung des Vorbenützerrechtes 

(§ 23 Abs :4), auf Übertragung unter Lebenden 

(§ 33 Abs.2 und 3), auf Eintragung einer Lizenz 
oder einer Lizenzübertragung (§§ 35 bis 37) oder 

auf eine der sonst im § 43 vorgesehenen Eintragungen 
in das Patentregister •••••••••..•...•••.•••.•••••••••••• 

2(,005 
I 

~ OOOS' 

100$. 
I 
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b} den Antrag auf Eintragung einer Streitanmerkung 
(§ 45) ............................................. . 

c) den Antrag auf Verlängerung der Frist für die 
Äußerung auf den Vorbescheid (§ 99 Abs.4) •••........• 

d) den Antrag. die Bekanntmachung einer Patentan­
meldung (§ 101 Abs.4) mehr als drei Monate 
auszusetzen, für je angefangene drei Monate des 
die ersten drei Monate übersteigenden Zeitraumes ..••. 

6. a) den Antrag auf Durchführung einer Recherche 

gemäß § 57 Abs. 21it.a •••••••••..••••.•••..••••..••. 
b) den Antrag auf Erstattung eines Gutachtens gemäß 

§ 57 Abs.2 1it.b, wenn der Stand der Technik vom 

300S 
I 

15°5 
J 

1<'0 . 

j 

Antragste 11 er bekanntgegeben wi rd. • • • • • • • •• •• • • • • • • • • 2. 000 S I 

c) den Antrag auf Erstattung eines Gutachtens gemäß 
§ 57 Abs.2 lit.b, wenn der Stand der Technik vom 
Patentamt zu recherchieren ist ••.•.•.••••••••••••••• '3000 • 

{/ 

"(6) Durch Verordnung können besondere Gebühren für amtliche Ausfe tigungen, 
Veröffentlichungen, Bestätigungen und Beglaubigungen, für Registeraus üge 
sowie für schriftliche Auskünfte "aus amtlichen Unt~rlagen festgesetzt. erden. 

Bei der Festsetzung des einzelnen Gebührensatzes, der aOos nicht üb rsteigen 
darf, ist der für die amtliche Tätigkeit erforderliche Arbeits- und Sachaufwand 
zu berücksichtigen. Soweit die Höhe der Gebühren von der Zahl der Seiten oder 
Blätter abhängt, ist § 166 Abs.10 anzuwenden." 
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Artikel II 

Das Marken$chutzgesetz 1970, BGB1.Nr.260, in der Fassung de~ undesgesetze. 
BGB1.Nr.3S0/l977, .... 526!t981· \trid~' ·126/1984 wird wi .folgt geände 

1. § 18 Abs. 1,2 und 4 laute ta. ..-:-

• 18.(1) Für die Anmeldung einer Marke sind eine· Anmeldege ühr von gooS 
und eine Klassengebühr zu zahlen. Oie Klassengebühr beträgt. oO,Ssofern das 

J 
Verzeichnis der Waren und Dienstleistungen nicht mehr als·dre Klassen umfaßt; 
für jede weitere Klasse erhöht sie sich um je Z{,O S : 

(2) Vor de~ Reqistrierung einer Marke sind nach Auffo derung eine Schu 
dauergebühr von .41005 und ein Druckkostenbeitrag für die Ve öffentlichung 
(§ 17 Abs.4) zu zahlen. Oie Höhe des Druckkostenbeitrages hat sich nach dem 
Umfang der Veröffentlichung zu richten und ist durch Verordnu 9 festzusetzen 
(§ 70 Abs.1)." 

·(4) Für den Antrag auf internationale Registrierung e ner Harke nach d 
Madrider Abkoamen über die internationale Regi strierung von M rken, BGBl .Nr. . 
400/1973, in der jeweils geltenden Fassung ist neben der an d sInternationale 
Büro zu entrichtenden Gebühr eine Inlandsgebühr von ,f'1ooS zu zahlen.· 

2. § 40 Abs.l ;J.av.te"t:. 

"§ 40.(1) Für die Beschwerde ist eine Gebühr von '$1005 fü jede angemeldet 
oder registrierte Marke, deretwegen Beschwerde erhoben wird, u entrichten. 
Für jeden vor der Nichtigkeitsabteilung zu verhandelnden Antr q (§ 37) ist ein 
Getjühr von 2(,<705 für die Berufung (§39) eine Gebühr von oooS fUr jede 

I 
Marke, auf die sich der Antrag (die Berufung) bezieht, zu ent 1chten." 
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" 

3. § 70 Abs.l 1aute~fI 

.. § 70.(1) Durch Verordnung können Druckkostenbeiträge sowie dere 
Gebühren für amtliche Ausfertigungen, Veröffentlichungen, Bestätigun en und 
Beglaubigungen, für Registerauszüge und für schriftliche Auskünfte a samtlichen 
Unterlagen festgesetzt werden. Bei der Festsetzung des einzelnen Geb 'hrensatzes, 
der ·HooS nicht ü.bersteigen darf, ist der für die amtliche Tätigkei erforderliche 
Arbeits- und Sachaufwand zu berücksichtigen. Soweit die Gebühren von der Zahl der 
Seiten abhängig sind, ist für die Berechnung § 166 Abs.10 des Patent esetzes 1970 
sinngemäß anzuwenden." 

Arti kel I II 

(1) Oie in diesem Bundesgesetz über das Ausmaß der Gebühren getroffe en Bestimmungen 
finden auf alle Zahlungen Anwendung, die nach dem Inkrafttreten dies s Bundesgesetzes 
geleistet werden,,0der vor dem Inkrafttreten dieses Bundesge,setz,es geleistet werden, ab 
für Anträge bestimmt sind, die nach dem Inkrafttreten dieses Bundesg setz es überreicht 
werden. , 
(2) Oie erste Jahresgebühr und die Jahresgebühr für Zusatzpatente sin ~ln~der 
Höhe zu entrichten,-- die in den Jeweiligen Beschlüssen gern. § 101 Abs. ange­
geben ist. 

(3) Gestundete Gebühren sind in dem zur Zeit der Stundungsbewilligung in Geltung 
gestandenen Ausmaß zu entrichten. 

Artikel IV 

Dieses Bundesgesetz tritt mit ~,)~~~(; ~~BW in Kraft. 

Artikel V 

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes wird betraut: 

1. hinsichtlich § 168 Abs.6 des Patentgesetzes 1970 und § 70 Abs.l d s Markenschutz­
gesetzes 1970 der Bundesminister für wirtschaftliChe Angele~enheiten im Einver­
nehmen mit dem Bundesminister für Finanzen. 

2. hinsichtlich aller übrigen Bestimmungen der Bundesminister für wirtschaftliche 
Ange 1 ege~he i ten • . 

62/ME XVII. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original)12 von 18

www.parlament.gv.at



Kostenrechnung 

Da schon bisher Gebühren durch das Patentamt eingehoben wu den, 
entstehen durch die Vollziehung dieser Novelle keine zusätzlichen Kosten. 
Im Hinblick auf die grundsätzlich lO-prozentige Gebührenerhöhung ind 
vielmehr Mehreinnahmen von ca. 18,5 mio. Schilling zu erwarten. 
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Geltender Text 

.. S 166. (1) Für jedes Patent sowie für jedes 
Zusatzpatent ist gleichzeitig mit der Anmeldung 
eine Anmeldegebühr von 600 S zu zahlen." 

,,(3) Die Jahresgebühr beträgt 

für das erste Jahr ................... . 

zuzüglich 350 S für die sechste und 
für jede folgende Seite der zur Ausle­
gung gelangenden Beschreibung sowie 
350 S für das dritte und für jedes fol­
gende Blatt der angeschlossenen Zeich­
nungen. 

800 S, 

für das zweite Jahr. . . . . . . . . . . . . . . . . . 800 S, 
für das dritte Jahr .................. 900 S, 
fur das vierte Jahr ................. , 1 000 S, 
für das fünfte Jahr ................. , 1 100 S, 
für das sechste Jahr ................ , 1 300 S, 
für das siebente Jahr . . . . . . . . . . . . . . .. 1 600 S, 
für das achte Jahr .................. 2 200 S, 
für das neunte Jahr .. , . . . . . . . . . . . . .. 2 700 S, 
für das zehnte Jahr ................. 3 300 S, 
für das elfte Jahr .. . . . . . . . . . . . . . . . .. 4 400 S, 
für das zwölfte Jahr ................ , 5 5OO'S, 
für das dreizehnte Jahr . . . . . . . . . . . . .. 6 500 S, 
für das vierzehnte Jahr .............. 9 500 S, 
für das fünfzehnte Jahr ............. , 12000 S, 
für das sechzehnte Jahr. . . . . . . . . . . . .. 15 000 S, 
für das siebzehnte Jahr ............. , 19 000 S, 
für das achtzehnte Jahr .............. 24 000 S." 

Gegenüberstellung 

Entwurf 

Patentgesetz 

§ 166.(1) FUr jedes Patent s~e für jedes Zusatzpatent ist gleichzeitig r 

der Anmeldung eine AnmeldegebUhr von 70 S zu zahlen-. 

-(3) Die JahresgebUhr beträgt 
fUr das erste Jahr .•••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••• ;. • • • •• 900 S. -.. _ .. - .... ,. .. ------ .-------- --" ... -

zuzüglich ~~ für die sechste und fUr jede folgen e Seite 
der zur Auslegung gelangenden Beschreibung s~e 4-ooS f r 
das dritte und für jedes folgende B~att der angeschlosse en 

Zeichnungen. 
fUr das zweite Jahr ••••••••••••• ••••••••••••••••••••••••••••••••••••• 
fOr das dritte Jahr •••••••••••••• •••••••••••••••••••••• 
fUr das vierte Jahr ••••••••••••••• ••••••••••••••••••••• 
fUr das fünfte Jahr •••••••••••••••• •••••••••••••••••••• 
fUr das sechste.Jahr •••••••••••••••••••• ····~·········· 
fUr das siebente Jahr ••••••••••••••••• ••••••••••••••••• 
fUr das achte Jahr •••••••••••••••• ••••••••••••••••••••• 
für das neunte Jahr ••••••••••••••••••••• ••••••••••••••• 

.••...•..•.•. 
· ........... . _ .......... . 
· ........... . 
............. 
•.•.••....... 
.•......•.... 

fUr das zehnte Jahr .................... •••••••••••••••••••••••••••••• 

für das elfte Jahr •••••.••••••••• ··················:···· 
für das zwöl fte Jahr ••••••••••••••••• •·••••··•····•··•··· 

5"1005; 

6..(001 

'12005, 

qoos, 
1 0005, 
.-(.{ooS, 

1 2.ooS, 

I{ 1005, 
t -1005; 
:t ~~5 
3 5005, 
If 30<?$ 

für das dreizehnte Jahr •••••••••••••.• •••··············· 
für das vierzehnte Jahr ••••••••••••••••• ·········~······ 
für das fünfzehnte Jahr ••••••••••••••• ··•••·····••·•·•·• 
für das sechzehnte Jahr •••••••••••• •••·••••·•••··•·•••·• 
für das siebzehnte Jahr •• : ••••••••••.•••••••••••.•••...• 

..... 10 SOO~ 

..•.• A3 2 do ~ 
~ 

• .... -1S 000 S 
/ 

..... ./qooo.s 
~ 

.. ' für das achtzehnte Jahr ••••••••••••••• •••••··••·•····••· ..... 2.~ 000 S. 
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,,(4) Für Zusatzpatente, die nicht zu selbstlndi­
gen Patenten erkJlrt werden (S 28), ist die Jahres­
gebühr für die gesamte Geltungsdauer nur einmal 
zu entrichten; sie beträgt 2 000 S zuzüglich 350 S 
für die sechste und für jede folgende Seite der zur 
Auslegung gelangenden Beschreibung sowie 350 S 
für das dritte und für jedes folgende Blatt der ange­
schlossenen Zeichnungen." 

2. S 167 hat zu lauten: 

"S 167. Für jeden nicht auf Grund einer Auffor­
derung des Patentamtes gestellten Antrag des 
Anmelden auf Abllnderung der Beschreibung im 
Sinn des S 91 ist eine Gebühr von 370 S zu zahlen." 

3. § 168 Abs. 1,5 und 6 hat zu lauten: 

"S 168. (1) Die Gebühren betragen für: 
1. den Einspruch (S 102) .......... 600 S; 
2. die Beschwerde (S 70) im Vertah-

ren 
ohne Gegenpartei ............. . 
mit Gegenpartei .............. . 

3. jeden vor der Nichtigkeitsabtei-
lung zu verhandelnden Antrag .. . 

4. die Berufung (S 138) ........... . 
5. a) den Antrag auf Eintragung 

des Vorbenützerrechtes (§ 23 
Abs. 4), auf Übertragung unter 
Lebenden (S 33 Abs. 2 und 3), 
auf Eintragung einer Lizenz 
oder einer Lizenzübertragung 
(§§ 3S bis 37) oder auf eine der 
sonst im § 43 vorgesehenen 
Eintragungen in das Patentre-
gister .................... . 

b) den Antrag auf Eintragung 
einer Streitanmerkung (S 45) .. 

c) den Antrag auf Yerlingerung 
der Frist für die Außerung auf 
den Vorbescheid (§ 99 Abs. 4) . 

d) den Antrag, die Bekanntma­
chung einer Patentanmeldung 
(§ 101 Abs.4) mehr als drei 
Monate auszwetzen, für je 
angefangene drei Monate des 

die ersten drei Monate ilber-
steigenden Zeitraumes ...... . 

6. a) den Antrag auf Durchführung 
einer Recherche gemäß S 57 
Abs. 2 lit. a ............... . 

b) den Antrag auf Erstattung 
eines Gutachtens gemäß S 57 
Abs. 2 lit. b, wenn der Stand 

700 S; 
2200 S; 

2400 S; 
3600 S; 

600 S; 

250 S; 

120 S; 

600 S; 

2000 S; 

der Technik vom Antragsteller 
bekanntgegeben wird . . . . . . .. 2 000 S; 

c) den Antrag auf Erstattung 
eines Gutachtens gemäß S 57 
Abs. 2 lit. b, wenn der Stand 
der Technik vom Patentamt zu 
recherchieren ist . . . . . . . . . . .. 3 000 S." 

- 2 -

(4) Für Zusatzpatente, die nicht zu selbständigen Patente erklärt werden 

(I 28), ist die Jahresgebühr fUr dte gesamte Geltungsdauer nur einmal zu 

entrichten; ste beträgt ~ ooo.s zuzüg1tch 400S für die se hste und für 

jede folgende Sette der zur Auslegung gelangenden Beschrel ung sowie 400S 
für das dritte und für jedes folgende Blatt der angeschlos enen.Zeichnungen.~ 

2. 1 167 :liuf"et: '-: 
"f 167. Für jeden nicht auf Grund etner Aufforderung de Patentamtes gestellten 

Antrag des Anmelders auf Abänderung der Beschreibung im Si n des § 91 ist eine 

Gebühr von ~ ooS zu zah I en •• 

3. § 168 Abs.1 . und 6 lautet:' -

~t 168.(1) Oie GebUhren betragen fUr: 

1. den E t nspruch (§ 102). •••••••••••••••••••• ············• 
2. die Beschwerde (§ 70) i. Verfahren 

ohne Gegenpartet ••••••••••••••• · •••••••••••.••. ····••··· 
lIIi t Geg~npartei ••••.•••••••••••••••••..••.••••.•..•.•• 

3. jeden vor der Nichtigkeitsabtetlung zu verhandelnden 

Antrag ••••••••••••••••••••••••••••••••••••.••••.••.•..• 

4. dte Berufung (f 138) ................................... . 

5. a) ~en Antrag auf Eintragung des Vorbenützerrechtes 

(§ 23 Abs.4), auf Übertragung unter lebenden 

b) 

cl 

d) 

6. a) 

b) 

c) 

(I 33 Abs.2 und 3), auf Eintragung einer lizenz 

oder etner ltzenzübertragung (ff 3S bis 37) oder 

auf efne der sonst f. f 43 vorgesehenen Efntragungen 

in das Patentregtster ••••••••••••••••••••.•••••••••• 

den Antrag auf Eintragung einer Streitanmerkung 

(§ 45) .......................................................................................... 
den Antrag auf Verlängerung der Frist fUr die 
Äußerung auf den Vorbescheid (§ 99 Abs.4) •........... 
den Antrag, die Bekanntmachung einer Patentan-
meldung (§ 101 Abs.4) lllehr als drei Monate 
auszusetzen, für je angefangene drei Monate des 
die ersten drei Monate übersteigenden Zeitraumes ...•. 

den Antrag auf Ourchführung einer Recherche 

gemäß § 57 Abs. 2 lit.a ......................... · .... 

den Antrag auf Erstattung eines Gutachtens gemäß 

§ 57 Abs.2 lit.b, wenn der Stand der Technik vom 

Antragsteller bekanntgegeben wird •..••..••.••.•• ·•··· 

den Antrag auf Erstattung eines Gutachtens gemäß 
§ 57 Abs.2 lit.b, wenn der Stand der Technik VQD 

Patentamt zu recherchieren ist ••.•.•.•••••...•...• 

+005-
I 

Boos,' 
2400 Si 

2 {"oOS,' 
If oooS-

I 

1005. 
I 

;JooS· 
I 

1S05 . 
I 

1~oS. 
I 

2. oo~s j 

20005 . 
I 

~ oC'c$.. 
fl 
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,,(5) Die Beschwerdegebühr (Abs. 1 Z 2) ist 
zurückzuerstatten, wenn die Beschwerde im 
wesentlichen Erfolg hat und das Verfahren ohne 
Gegenputei durchgeführt worden ist. Von den im 
.~. 1 unter Z 3 und 4 festgesetzten Gebühren ist 
:fie H1lIte zurückzuerstatten, wenn der vor der 
:-.lichtigkeitsabteilung zu verhandelnde Antrag oder 
:fie Berufung zurückgewiesen oder das Verfahren 
!ingeSteUt wird, ohne daß es zur mündlichen Ver­
undlung gekommen ist. Von den im Abs. 1 unter 
z: 5 festgesetzten Gebühren ist die Hilfte zurück­
~uerstanen, wenn das Gesuch vor der BeschJußfas­
;ung zurückgezogen wird. Wenn im Falle des 
\bs. 1 Z 5 lit. d die Aussetzung rucht für die voUe 
lCantragte Dauer bewilligt wird und auf die bewil­
igte Dauer eine niedrigere Gebühr als der einge­
:ah1te Betrag entfllJt, ist der Mehrbetrag zurück­
~uerstanen. Von der Gebühr gemIß Abs. 1 Z 6 
it. a und b sind 1 500 S, von der Gebühr gemäß 
\bs. 1 Z 6 lit. c 2 500 S zurückzuzahlen, wenn der 
\ntrag zurückgewiesen oder vor der Zustdlung 
les Gutachtens zurückgezogen worden ist. .. 

,,(6) Durch Verordnung können besondere 
::;ebühren für amtliche Ausfertigungen, Veröffent­
ichungen, Bestltigungen und Beglaubigungen, für 
~egisterawzüge sowie für schriftliche Auskünfte 
,us amtlichen Unterlagen festgesetzt werden. Bei 
ler Festsetzung des einzelnen Gebührensatzes, der 
'70 S nicht übersteigen darf, ist der für die amtliche 
rätigkeit erforderliche Arbeits- und Sachaufwand 
:u berücksichtigen. Soweit die Höhe der Gebühren 
on der Zahl der Seiten oder Bllner abhingt, ist 
166 Abs. 10 anzuwenden." 

- 3 -

-(6) Durch Verordnung können besondere Gebühren für am liehe Ausfertigungen. 
VerÖffentlichungen, Bestätigungen und Beglaubigungen, für Registerauszüge 
sowie für schriftliche Auskünfte 'aus amtlichen Unt~rlagen festgesetzt werden. 

Bei der Festsetzung des einzelnen Gebührensatzes, der 3 o~ nicht übersteigen 
darf, ist der für die amtliChe Tätigkeit erforderliche A beits- und Sachaufwand 
zu berücksichtigen. Soweit die Höhe der Gebühren von der Zahl der Seiten oder 
Blätter abhängt, ist § 166 Abs.10 anzuwenden.-

Markenschutzgesetz 

.,s 1 S. (1) Für die Anmeldung einer Marke sind 
e Anmeldegebühr von 700 S und eine KJassenge­
hr zu zahlen. Die Klassengebühr betrigt 190 S, 

>fern das Verzeichnis der Waren und Dienstlei­
ungen nicht mehr als drei Klassen umfaßt; für 
:de weitere Klasse erhöht sie sich um' je 240 S." 

- 18.(1) Für die Anmeldung einer Harke sind eine· Aldegebühr von ~OOS 
und eine KlassengebUhr zu zahlen. Oie Klassengebühr bet ägt . .2 005,Sofem das 

J 
Verzeichnis der Waren und Oienstleistungen nicht mehl'" als' drei Klassen u.faßt; 
für jede weitere Klasse erhöht sie sich laD je 2.~o S ." 
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,,(2) Vor der Registrierung einer Marke sind 
nach Aufforderung eine Schutzdauergebühr von 
I 500 5 und ein Druckkostenbeiuag für die Veröf­
fentlichung (§ 17 Abs. 4) zu zahlen. Die Höbe des 
Druckkosttnbeitrages hat sich nach dem Umfang 
der Veröffentlichung zu richten und ist durch Ver­
ordnung festzusetzen ($ 70 Abs. I)." 

.. (~) I:ur Jen Antr:lg auf IIllcrn;lliullak· Rq;l'lfll."­

rung einer Marke nach dem Madrider Abkommen 
über die internationale Registrierung von Marken, 
BGB!. Nr. 400/1973, in der jeweiU geltenden Fas­
sung ist neben der an das Internationale Büro zu 
entrichtenden Gebilhr eine Inlandsgebühr von 
1 000 5 zu zahlen." 

,,540. (1) Für clie Beschwerde ist-eine Gebühr 
von 700 5 für jede angemeldete oder registrierte 
Marke, deretwegen Beschwerde erhoben wird, zu 
entrichten. Für jeden vor der Nichtigkeitsabteilung 
zu verhandelnden Antrag (S 37) ist eine Gebühr 
von 2 400 5, für die Berufung (S 39) eine Gebühr 
von 3 600 5 für jede Marke, auf clie sich der Anuag 
(die Berufung) bezieht, zu entrichten." 

.. 5 70. (1) Durch Verordnung können Druckk~­
Stenbeiträge sowie besondere Gebühren für amth­
che Ausfertigungen, Veröffentlichungen, Bestlti­
gungen und Beglaubigungen, für RegiStetauszüge 
und für schriftliche Auskünfte aus amtlichen Unter­
lagen festgesetzt werden. Bei der Festsetzung des 
einzelnen Gebührensatzes, der 1 000 5 nicht über­
steigen darf, ist der für die amtliche Tätigkeit er!0r­
derliche Arbeits- und 5achaufwand zu berücksich­
tigen. Soweit die Gebühren von der Zahl der Seiten 
abhängig sind, ist für die Berechnung S 166 Abs. 10 
des Patentgesetzes 1970 siongemIß anzuwenden." 

- 4 -

(2) Vo~ de~ Reqist~ierung eine~ Ha~ke sind nach Auffo~de~ung eine Schut 
daue~gebUh~ von .41005 und ein O~ckkostenbeit~ag fü~ ie Ve~öffent1ichung 
(f 17 Abs.4) zu zahlen. Die Höhe des D~ckkostenbeit~ag s hat sich nach dem 
Uafang de~ Veröffentlichung zu riChten und festzusetzen 
(§ 70 Abs.1).-

-(4) Fü~ den Ant~ag auf inte~ationale Regist~ie ng eine~ Harke nach de 
Had~ider Abkommen über die internationale Registrie~ng on Ha~ken, BG8I.Nr. 
400/1973. in de~ Jeweils geltenden Fassung ist ,neben der an das Internationale 
Büro zu entrichtenden Gebühr eine Inlandsgebühr von-i-to S zu zahlen.-

-§ 40.(1) FUr die Beschwerde ist eine Gebühr von 

oder registrierte Harke. deretwegen Beschwerde erhoben rd, zu entriChten. 
Für Jeden vor der Hichtigkeitsabteilung zu verhandelnde Antraq (S 37) ist eine 
Geliühr von 2.'~5fllr die Be~fung (§39) eine Gebühr on 40005 für jede I 
Ha~ke. auf die sich der Antrag (die Be~fung) beZieht. u entriChten.-

M S 70.(1) Durch Verordnung können Druckkostenbeiträge sowie besondere 
Gebühren für ~tliche Ausfe~t1gungen. VerÖffentlichungen. Bestätigungen und 
Beglaubigungen, für Registe~auszüge und fü~ schriftliche uskünfte aus amtliChen 
Unterlagen festgesetzt wer~en. Bei de~ Festsetzung des ei zeInen Gebührensatzes, 
der MODS nicht übe~steigen darf, ist der für die amtlic e Tätigkeit erforderlic 
Arbeits· und Sachaufwand zu berücksichtigen. Soweit die G bühren yon der Zahl der 
Seiten abhängig sind, ist fü~ die BereChnung § 166 Abs.IO des Patentgesetzes 197C 
sinngemäß anzuwenden.-
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